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Geobasisdaten: Bayerische Vermessungsverwaltung

Bebauungsplan Nr. 206 "Gewerbegebiet an der Raiffeisenstraße"
A.  Planzeichnung

GRZ 0,8
o SD/FD/PD

WH 15,5m

GRZ 0,8
o SD/FD/PD

WH 15,5m
GE 1

GRZ 0,8
o SD/FD/PD

WH 15,5m
GE 2

GE 3

GRZ 0,8
o SD/FD/PD

WH 15,5m
GE 6

GRZ 0,8
o SD/FD/PD

WH 15,5m
GE 5

GRZ 0,8
o SD/FD/PD

WH 15,5m
GE 4

Planzeichnung M 1 : 1000

Seite einrichten 950 x 886,5 mm

Baumbestand zu erhalten (Siehe D.13.3)

6.           Grünordnung

6.1

C. Hinweise durch Planzeichen und nachrichtliche Übernahmen
1

2

3

4

5

6

7

Gebäudebestand (Haupt- und Nebengebäude)

Trafostation

9

8

Bemaßungen z.B. 5.0 m5

GE
GRZ 0,8

o SD/FD/PD

Nutzungsschablone 
Art der baulichen Nutzung 
Grundflächenzahl / Wandhöhe
Bauweise / Dachform

2164/27 Flurstücksnummer, z.B. 2164/27

35 Hausnummer, z.B. 35

Schindelhauser Graben (verrohrt) 

festgesetztes Überschwemmungsgebiet 

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB)

7.           Sonstige Planzeichen

7.1

WH 15,5m

bestehende Grundstücksgrenzen

STADT PFAFFENHOFEN A.D.ILM

Bebauungsplan Nr. 206
"Gewerbegebiet an der Raiffeisenstraße"

Übersichtslageplan M 1 : 10.000 NGeobasisdaten: Bayerische Vermessungsverwaltung

Planverfasser:
Stadt Pfaffenhofen a. d. Ilm
SG Stadtentwicklung

Stadt Pfaffenhofen a. d. Ilm
Hauptplatz 18 
85276 Pfaffenhofen a. d. Ilm
Tel: 08441/78-0
Fax: 08441/8807
email:bauleitplanung@stadt-pfaffenhofen.de

F. Verfahrensvermerke
1.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf 
des Bebauungsplans in der Fassung vom __.__.____ hat in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ stattgefunden.

3.

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom __.__.____ wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ beteiligt.

Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom __.__.____ wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der 
Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ im Internet veröffentlicht. Zusätzlich wurden die Unterlagen während der üblichen Dienst-
stunden im Stadtbauamt, Hauptplatz 18, 2. OG, gegenüber Zimmer 2.05 öffentlich ausgelegt. Die Unterlagen wurden über das 
zentrale Internetportal des Landes zugänglich gemacht.

5.

6. Die Stadt Pfaffenhofen a. d. Ilm hat mit Beschluss des Planungs-, Bau- und Umweltausschusses vom __.__.____ den Bebau-
ungsplan gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom __.__.____ als Satzung beschlossen.

(Siegel)

(Siegel)

Pfaffenhofen a.d. Ilm, den ___________________

________________________________________
Thomas Herker, Erster Bürgermeister

7.

(Siegel)

Ausgefertigt:
Pfaffenhofen a.d. Ilm, den ___________________

________________________________________
Thomas Herker, Erster Bürgermeister

Pfaffenhofen a.d. Ilm, den ___________________

________________________________________
Thomas Herker, Erster Bürgermeister

Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am __________________ gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 BauGB 
ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung und zusammenfassender Erklärung wird seit diesem Tag zu 
den üblichen Dienststunden im Stadtbauamt zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Aus-
kunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wurde in der Bekanntmachung hingewiesen.

8.

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorent-
wurf des Bebauungsplans in der Fassung vom __.__.____ hat in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ stattgefunden.

Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss der Stadt Pfaffenhofen a. d. Ilm hat in der Sitzung vom __.__.____ gemäß § 2 Abs. 
1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans beschlossen. 
Der Aufstellungsbeschluss wurde am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht.

Satzung.

Präambel

B. Festsetzungen durch Planzeichen
1.      Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1

2.1

2.           Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 BauGB)

3.1

3.2

3.           Baugrenzen, Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

o offene Bauweise gem. § 22 Abs. 2 BauNVO

4.           Örtliche Bauvorschriften

4.1 zulässige Dachformen: Satteldach, Flachdach, Pultdach (Siehe D.4)SD, FD, PD

5.           Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Straßenbegrenzungslinie

5.1

5.2

GE Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO (Siehe D.1) 

Grundflächenzahl max. 0,8 GRZ 0,8

2.2 Wandhöhe als Höchstmaß in Metern (Siehe D.2)

Baugrenze, Umgrenzung Bauraum gem. § 23 Abs. 1 und 3 BauNVO

öffentliche Straßenverkehrsfläche

WH 15,50 m

12.          Werbeanlagen (Art. 57 Abs. 12 BayBO)

              12.1       Die Gesamtgröße (Flächenmaß) der Werbeanlagen, die sich entlang einer Gebäudefassade befinden, darf 10 % der 
                            Wandfläche der betroffenen Gebäudeseite nicht überschreiten. Dabei darf die maximal zulässige Ansichtsfläche je 
                            Werbeanlage eine Höhe von 3,0 m und eine Länge von 15,0 m nicht überschreiten. 

              12.2       Oberkanten von Werbeanlagen an Gebäuden dürfen die Oberkante der Wand des jeweiligen Gebäudes nicht über-
                            ragen. 

              12.3       Je volle 40,0 m Straßenfrontlänge ist eine freistehende Werbeanlage zulässig, soweit die Höhe über Gelände auf 
                            maximal 5,0 m und ihre Ansichtsfläche auf maximal 8,0 m² begrenzt sind. Freistehende Werbeanlagen müssen zum 
                            öffentlichen Straßenraum einen Mindestabstand von 2,0 m einhalten. Je Zufahrt ist maximal eine Anlage zulässig.

              12.4       Blinkende, bewegliche sowie unruhig wirkende Werbeanlagen sind unzulässig. Laseranlagen sind unzulässig.

              12.5       Fahnen oder andere bewegte oder bewegliche Werbeanlagen sind nicht zulässig. 

              12.6       Entlang der Weiherer Straße ist die Errichtung von Sammelwerbeanlagen mit einer Höhe von max. 4,0 m und einer
                            Breite von max. 1,5 m zulässig. 

13.           Grünordnung

              13.1       Je angefangenen 500 m² private Grundstücksfläche ist ein großkroniger Laubbaum mit der Mindestqualität Hoch-
                            stamm, 3 x verpflanzt, m. Db., StU 12/14 zu pflanzen. Artenauswahl: standortgerechte, heimische Laubbäume 
                            I. und II. Wuchsordnung.

              13.2       Die unbebauten Flächen bebauter Grundstücke sind als kräuterhaltige Wiesenfläche mit 30 % Blumen anzulegen. 
                            Die Wiesenflächen sind 1- bis 2-mal pro Jahr zu mähen. Dabei darf die erste Mahd nicht vor dem 15.06. erfolgen. 
                            Das Mähgut ist nach jedem Schnitt vollständig von den Flächen zu entfernen. Mulchung sowie die Ausbringung von 
                            organischen und mineralischen Düngemitteln, Reststoffen aus Agrargasanlagen sowie chemischen Pflanzenschutz-
                            mitteln ist nicht zulässig.

              13.3       Die gemäß Planzeichnung als zu erhalten festgesetzten Einzelbäume sind im Wuchs zu fördern und dauerhaft fach-
                            gerecht zu unterhalten. Ausgefallene Bäume sind durch standortgerechte Laubbäume derselben oder einer gleich-
                            wertigen Art mit einer Mindestqualität Hochstamm 3x verpflanzt, StU 14/16 spätestens in der folgenden Vegetations-
                            periode zu ersetzen.

14.           Artenschutz 

              14.1       Je Gebäude ist in mindestens 5 m Höhe über Gelände ein Nistkasten für Vögel oder ein Fledermauskasten an der 
                            Fassade anzubringen, alternativ ist an Dachvorsprüngen ein Nistkasten für Mauersegler oder Mehlschwalben an-
                            zubringen. Ab einer Fassadenlänge von 30 m ist je angefangene 30 m ein weiterer Nistkasten anzubringen. Als 
                            geeignete Fassaden für Vogelquartiere kommen die Nord- und Ostseiten der Gebäude infrage. Für Fledermaus-
                            quartiere kommen auch die West- und in geringer Anzahl die Südseiten der Gebäude infrage. Ferne dürfen sich 
                            keine Äste oder andere Hindernisse in der Anflugschneise befinden.

              14.2       Beleuchtungsanlagen sind mit insektenfreundlichen Leuchtmitteln (Farbtemperatur bis max. 2400 Kelvin (warmweiß) 
                            und geringem Blaulichtanteil) und in vollständig geschlossener Bauweise zu verwenden. Die Ausleuchtung darf nur 
                            unterhalb der Horizontalen erfolgen und ist auf das erforderliche zeitliche Mindestmaß zu reduzieren.

              14.3       Großflächig zusammenhängende, volltransparente Glas- und Fensterflächen (>10 m² Fläche) sind mittels vollflächig 
                            verteilter Muster/Markierungen mit einer Gesamtabdeckung der Fläche von mind. 15 % bei Linienmuster und mind. 
                            25 % bei Punkt-/Symbolmuster zu versehen, um Vogelschlag zu reduzieren. Dauerhaft vorgehängte Sonnenschutz-
                            systeme stellen eine Alternative hierzu dar.

15.          Immissionsschutz 

              15.1       In dem mit Planzeichen ___ gekennzeichneten Bereich dürfen keine Fenster zu liegen kommen, die zur Belüftung 
                            von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen gemäß DIN 4109 notwendig sind. Spalte B gilt für überwiegend zum 
                            Schlafen genutzte Räume. Ausnahmen hiervon sind nur dann zulässig, wenn:

                            a) der jeweils betroffene Aufenthaltsraum ein zum Lüften geeignetes Fenster im Schallschatten des eigenen 
                            Gebäudes (z.B. eingezogener Balkon, teilumbauter Balkon, vorspringende Gebäudefassade) erhält, oder 

                            b) vor den jeweils betroffenen Außenwandöffnungen schalldämmende Vorbauten (verglaste Loggien, Prallscheiben, 
                            Laubengänge, Schiebeläden für Schlafzimmer, kalte Wintergärten usw.), besondere Fensterkonstruktionen oder 
                            schalltechnisch gleichwertige Konstruktionen errichtet werden, oder 

                            c) der jeweils betroffene Aufenthaltsraum mit einer zentralen oder dezentralen, schallgedämmten, fensterunab-
                            hängigen Lüftungsanlage ausgestattet wird. In überwiegend zum Schlafen genutzte Räume muss ein Innenraum-
                            pegel von Lp,In = 30 dB(A) eingehalten werden. 

              15.2       Erforderliches Bau-Schalldämm-Maß:
                            Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen sind zum Schutz vor 
                            Verkehrs- und Anlagengeräuschen Vorkehrungen nach der DIN 4109 zu treffen. 

              15.3       Erforderliches Bau-Schalldämm-Maß:
                            Im Planungsgebiet sind nur Vorhaben zulässig, deren Geräuschemissionen (zugehöriger Fahrverkehr eingeschlos-
                            sen) das festgesetzte Emissionskontingent LEK nach DIN 45691:2006-12 weder tags (06:00 bis 22:00 Uhr) noch 
                            nachts (22:00 bis 06:00 Uhr) überschreiten: 

 

                            Die Lärmbelastung an den nächstgelegenen Immissionsorten im Gewerbegebiet ist nach den Vorgaben der TA 
                            Lärm zu bewerten.

E. Hinweise durch Text
1.           Die Planzeichnung ist für Maßentnahmen nur bedingt geeignet. Bei der Vermessung sind etwaige Differenzen auszugleichen. 

2.           Es wird kein abweichendes Maß der Abstandsflächentiefe festgesetzt. Es gelten die Abstandsflächen gemäß Art 6 BayBO.

3.           Soweit im Rahmen des Bebauungsplanes nichts Abweichendes geregelt ist, gelten die kommunalen Satzungen uneinge-
              schränkt in der zum Zeitpunkt des Bauantrages gültigen Fassung.

4.           Es gilt die jeweils gültige Entwässerungssatzung des Kommunalunternehmens Stadtwerke Pfaffenhofen a. d. Ilm. 

5.           Im Zuge der Bebauungsplanerstellung wurden die Erschütterungen durch die Bahn untersucht. Die untersuchten Erschütter-
              ungen beziehen sich auf normale Stahlbetonbauten. Bei Vorhaben mit deutlich geringerer Masse und weniger steifen Decken-
              ausführungen (Bsp. Holzständerbauweise mit Holzbalkendecken) ist ein zusätzlicher Nachweis erforderlich. 

6.           Keller sind wasserdicht auszuführen.

7.           Die in den Festsetzungen genannten Normen und Richtlinien sowie die schalltechnische Untersuchung der C. Hentschel 
              Consult Ing.-GmbH vom XX.03.2026 (Projekt-Nr.: 2275-2026 SU V01) können zu den üblichen Öffnungszeiten bei der Stadt 
              Pfaffenhofen a. d. Ilm eingesehen werden. 

8.           Bei Antrag auf Genehmigung bzw. bei Änderungsanträgen von bestehenden Betrieben ist von jedem anzusiedelnden Betrieb 
              nachzuweisen, dass die von dem Emissionskontingent verursachten und gemäß DIN 45691:2006-12 zu berechnenden 
              Immissionskontingente eingehalten werden. 

9.           Die Berechnung und Beurteilung der Immissionsbelastung eines Vorhabens hat nach der TA Lärm unter Berücksichtigung 
              der Schallausbreitungsverhältnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung zu erfolgen. Fahrzeuggeräusche auf dem Betriebs-
              grundstück, die im Zusammenhang mit dem Betrieb der Anlage entstehen, sind der zu beurteilenden Anlage zuzurechnen.
 
10.         Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplans, wenn der Beurteilungspegel den 
              jeweils geltenden Immissionsrichtwert (IRW) der TA Lärm um mindestens 15 dB(A) unterschreitet (Relevanzgrenze der 
              DIN 45691). 

11.         Mit dem Bauantrag ist der Stadt Pfaffenhofen a. d. Ilm unaufgefordert ein Nachweis nach Ziffer 1 bis 3 der Festsetzungen 
              vorzulegen. 

12.         Ausnahmsweise kann von den Festsetzungen Punkt 1 bis 3 abgewichen werden, wenn im Rahmen des Bauantrags damit 
              verminderte Anforderungen durch eine schalltechnische Untersuchung nachgewiesen werden. 

13.         Die DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ ist eine bauaufsichtlich eingeführte DIN-Norm und damit bei der Bauausführung 
              generell eigenverantwortlich durch den Bauantragsteller im Zusammenwirken mit dem zuständigen Architekten umzusetzen 
              und zu beachten. Bei den festgesetzten Bau-Schalldämm-Maßen handelt es sich um Mindestanforderungen nach der  
              DIN 4109. 

14.         Der maßgebliche Außenlärmpegel für die Ableitung des notwendigen Gesamtschallbauschalldämm-Maßes nach 
              DIN 4109-1:2018-01 basiert auf dem Straßenverkehr Prognose 2040, dem Schienenverkehr Prognose 2030 (Deutsch-
              landtakt) und dem Immissionsrichtwert der TA Lärm für die Gebietseinstufung Gewerbegebiet. Für die Schiene wurde die 
              zulässige Minderung von 5 dB(A) nach DIN4109-2:2018-01, Kapitel 4.4.5.3 nicht angewendet. 

15.         Im Rahmen der Harmonisierung der europäischen Normen gibt es neben der Einzahlangabe für das bewertete Schalldämm-
              Maß so genannte Spektrum-Anpassungswerte „C“. Beispielsweise: Rw (C;Ctr) = 37 (-1;-3). Der Korrekturwert „Ctr“ berück-
              sichtigt den städtischen Straßenverkehr mit den tieffrequenten Geräuschanteilen. Es wird empfohlen, bei der Auswahl der 
              Bauteile darauf zu achten, dass die Anforderung mit Berücksichtigung des Korrekturwerts Ctr erreicht wird. 

16.         Die anlagenbedingten Lärmimmissionen von eventuell im Freien betriebenen kälte-, wärme- oder lüftungstechnischen 
              Geräten müssen an den maßgeblichen Immissionsorten in der Nachbarschaft die geltenden Immissionsrichtwerte der 
              TA Lärm während der Tag- und Nachtzeit um mindestens 6 dB(A) unterschreiten und dürfen nicht tonhaltig sein. 
              Hinsichtlich der tieffrequenten Geräusche ist die DIN 45680 zu beachten. 

D. Festsetzungen durch Text

              1.5         Folgende Dienstleistungsbetriebe mit zentrenrelevanter Ausrichtung werden nicht zugelassen: Gastronomie (Bar, 
                            Café, Imbiss, Restaurant), personenbezogenes Handwerk/Service (Friseur, Tattoo, Fotograf, Schlüsseldienst, Änder-
                            ungsschneiderei, Reisebüro, Coaching), Gesundheitswesen (Physiotherapie, Allgemeinarzt, Zahnarzt, Heilpraktiker, 
                            Kieferorthopäde, Logopäde).

              1.6         Logistikbetriebe sind nicht zulässig.

              1.7         Gem. des Art. 58 Abs. 1 Satz 2 BayBO wird für handwerkliche und gewerbliche Bauvorhaben die Genehmigungs-
                            freistellung gem. Art 58 BayBO ausgeschlossen.

2.           Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 BauGB) 

              2.1         Die maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) wird mit 0,8 festgesetzt. Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO wird die
                            zulässige Grundflächenzahl für Grundflächen gemäß § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO auf 0,8 als Höchstmaß festgesetzt.

              2.2         Höhe baulicher Anlagen: 
                            Die maximal zulässige Wandhöhe baulicher Anlagen beträgt 15,50 m. Der untere Bezugspunkt für die Ermittlung der 
                            zulässigen Wandhöhe ist der Erdgeschossrohfußboden. Der obere Bezugspunkt für die Ermittlung der zulässigen 
                            Wandhöhe ist der Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut (geneigtes Dach) bzw. der obere Abschluss der Wand 
                            (Attika, Flachdach). 
 
              2.3         Der Erdgeschossrohfußboden darf nicht unterhalb der angrenzenden Erschließungsstraße (Raiffeisenstraße) liegen, 
                            gemessen von der Gebäudemitte. Der Erdgeschossrohfußboden darf max. 1,00 m über der Erschließungsstraße 
                            liegen, gemessen von der Gebäudemitte. 

3.           Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

              3.1         Außerhalb der Baugrenzen sind keine Nebenanlagen zulässig. 

              3.2         Nebenanlagen, die der Versorgung des Gebietes dienen (z. B. Trafostationen), sind allgemein und auch außerhalb 
                            der Baugrenzen zulässig.

              3.3         Stellplätze dürfen auch außerhalb der Baugrenzen, unter Einhaltung der Regelungen für Stellplätze und der Stell-
                            platzsatzung errichtet werden.

4.           Dächer

              4.1         Zulässige Dachformen für Hauptgebäude und Nebenanlagen sind Satteldächer, Flachdächer oder Pultdächer. Sattel-
                            dächer sind mit einer Dachneigung von 15 bis 25 Grad zulässig, Flachdächer mit einer Dachneigung bis 7 Grad und 
                            Pultdächer mit einer Dachneigung von 5 bis 10 Grad. 

              4.2         Auf die Errichtung von Anlagen zur solaren Nutzung auf Dachflächen gemäß Art. 44a BayBO wird hingewiesen.

              4.3         Dachdeckung: 
                            Satteldächer sind nur in roten Materialien zulässig. Metallgedeckte Dächer sind mit einem Überzug zu versehen oder 
                            alternativ mit Filteranlagen auszustatten.

              4.4         Dachbegrünung: 
                            Flachdächer und Pultdächer sowie Dächer von Nebenanlagen mit einer Dachfläche ab 12 m² sind zu begrünen, 
                            sofern sie nicht mit Anlagen zur solaren Nutzung belegt sind. Die Kombination von Dachbegrünung und Anlagen 
                            zur solaren Nutzung ist zulässig. Zur Begrünung ist eine standortgerechte Saatgutmischung zu verwenden. Die 
                            Ansaat hat auf magerem Substrat mit einer mindestens 10 cm starken durchwurzelbaren Substratschicht zu erfol-
                            gen. Ausfälle der Vegetation sind zu ergänzen. 

5.           Dachaufbauten

              5.1         Sämtliche Dachaufbauten, wie z. B. technische Aufbauten, Dachausstiege, Antennen- und Satellitenempfangsanla-
                            gen sowie Solaranlagen, dürfen eine Höhe von max. 1,5 m erreichen. Sie sind um das Maß ihrer Höhe von der 
                            Außenkante der darunter liegenden Dachfläche (Attika oder Traufe) zurückzusetzen.

              5.2         Dachaufbauten dürfen höchstens 30 % der Dachfläche einnehmen. Von dieser Flächenbeschränkung nicht betroffen 
                            sind Anlagen für die aktive Solarenergienutzung.

              5.3         Technische Dachaufbauten sind vollständig einzuhausen. Von der Verpflichtung zur Einhausung ausgenommen sind 
                            Schornsteine, Ansaug- und Abluftrohre, Anlagen für aktive Solarenergienutzung, Antennen- und Satellitenanlagen 
                            sowie vergleichbare Anlagen, bei denen eine Einhausung der technischen Zweckbestimmung widersprechen würde.

6.           Fassadengestaltung

              6.1         Gebäude mit einer Gebäudelänge von über 30 m sind entweder durch Fassadenbegrünung oder durch Versatz der 
                            Außenwände im Grundriss oder durch Absetzungen mittels Farbe und Material vertikal zu gliedern. 

              6.2         Ab einer Länge von 20 m sind Fassaden, die zu öffentlichen Straßen zugewandt sind, zu mindestens 20 % mit aus-
                            dauernder Vertikalbegrünung zu bepflanzen. (z. B. durch Rank- oder Kletterpflanzen)

              6.3         Die farbliche Gestaltung der Gebäude und Anlagen ist in hellen Farben mit weißem Grundton auszuführen. Grell 
                            wirkende Anstriche sind nicht zugelassen. Glänzende Materialien sind nicht zugelassen.

7.           Geländeveränderungen zum Hochwasserschutz (§ 9 Nr. 16c BauGB)

              7.1         Innerhalb des Geltungsbereiches sind keine Abgrabungen zulässig. 

              7.2         Aufschüttungen sind bis auf das Geländeniveau der angrenzenden Erschließungsstraße (Raiffeisenstraße) zulässig.

8.           Böschungen, Stützmauern

              8.1         Böschungen dürfen max. 1 : 2 (Höhe : Breite) geneigt sein.

              8.2         Stützmauern dürfen nur innerhalb der Baugrenzen mit einer maximal sichtbaren Höhe von 1,0 m errichtet werden. 
                            Stützmauern sind ab einer sichtbaren Höhe von 0,8 m mit Vorpflanzungen zu begrünen.

9.           Einfriedungen 

                            Straßenseitige Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von 1,20 m als Zäune aus Maschendraht oder Stabgitter mit 
                            Hinterpflanzung zulässig. Sonstige Einfriedungen sind als Maschendrahtzaun oder Stabgitter bis zu einer Höhe von 
                            2,0 m mit Hinterpflanzung zulässig. Sockel sind nicht zulässig. Einfriedungen haben einer Bodenfreiheit von mind. 
                            10 cm freizuhalten. Immer- und Wintergrüne Hecken sind nicht zulässig. Die Einfriedungen entlang der Staatsstraße
                            (Weiherer Straße) sind ohne Tür und Tor zu errichten.

10.          Stellplätze 

                            Für Stellplätze auf den Baugrundstücken sind nur wasserdurchlässige Oberflächenbefestigungen aus Pflaster mit 
                            Rasenfuge, Rasengittersteine und Schotterrasen zulässig.

11.          Zufahrten

                            Unmittelbare Zugänge und Zufahrten zur Staatsstraße (Weiherer Straße) sind unzulässig. Dies gilt auch während 
                            der Bauzeit. 

Fassung vom: 17.06.2026

Die Stadt Pfaffenhofen a. d. Ilm im Landkreis Pfaffenhofen erlässt aufgrund 

                              der §§ 2 Abs. 1, 9, 10 Baugesetzbuch (BauGB)
                              des Art. 23 der Gemeindeordnung (GO)
                              des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO)
                              der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO)
                              der Planzeichenverordnung (PlanzV)

in der jeweils zum Zeitpunkt dieses Beschlusses gültigen Fassung, den Bebauungsplan Nr. 206 „Gewerbegebiet an der 
Raiffeisenstraße“ als 

Bestandteile des Bebauungsplans Nr. 206 „Gewerbegebiet an der Raiffeisenstraße“ ist die Planzeichnung, die Festsetzungen 
durch Planzeichen und die Festsetzungen durch Text in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gültigen Fassung.

Mit beigefügt sind: 
die Begründung vom 17.06.2026
Umweltbericht vom: 17.06.2026
Lärmschutzgutachten vom: 02.04.2026
Erschütterungsgutachten vom: 29.04.2025

1.           Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

              1.1         Das Plangebiet wird als Gewerbegebiet im Sinne des § 8 BauNVO festgesetzt. 

              1.2         Gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO können Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie Betriebsinhaber
                            und Betriebsleiter, die dem jeweiligen Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse 
                            untergeordnet sind, ausnahmsweise zugelassen werden.

              1.3         Vergnügungsstätten gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO und vergleichbare Einrichtungen (Spielhalle, Bordell, Nacht-
                            lokal) sowie Anlagen für kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO werden 
                            nicht zugelassen. 

              1.4         Im Gebiet sind gemäß § 1 Abs. 4, 5, 6 und 9 BauNVO folgende nahversorgungsrelevate Warenbereiche des Einzel-
                            handels nicht zulässig: Back- und Konditoreiwaren, Metzgerei- und Fleischereiwaren, Lebensmittel, Naturkost und 
                            Reformwaren, Drogeriewaren (Kosmetika, Körperpflege, Wasch-, Putz- und Reinigungsmittel, etc.), Parfümeriewaren, 
                            freiverkäufliche Apothekerwaren und Pharmazeutika, Hörgeräte, Zeitungen, Zeitschriften, Papierwaren, Bürobedarf, 
                            Schreibwaren, Schulartikel, Büromaschinen, Organisation, Bücher, Damenoberbekleidung, Herrenoberbekleidung, 
                            Kinderbekleidung, Wäsche, Nachtwäsche, Miederwaren, Dessous, Bademoden, Lederwaren, Regenschirme, Schuhe, 
                            Geschenkartikel, Glas, Porzellan, Keramik, Haushaltswaren, Bestecke, Schneidwaren, Spielwaren, Bastelzubehör, 
                            Handarbeitsbedarf, Kurzwaren, Meterware Stoffe, Wolle, Jagdbedarf, Waffen, Pokale, Haus-, Bett- und Tischwäsche, 
                            Heimtextilien, Dekostoffe, Gardinen, Bettwaren, Matratzen, Uhren, Schmuck, Foto, Optik, Augenoptik, Blumen (Schnitt-
                            blumen).
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